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Angesichts der alles dominierenden Liberalisierungsdebatte im Bereich der Landwirtschaft und bei Industriegütern und Dienstleistungen, geraten andere Aspekte eher in den Hintergrund. Dennoch werden einige in Hong Kong möglicherweise eine wichtige Rolle spielen.

TRIPs und Gesundheit

Auch wenn Trips & Gesundheit nicht im Rahmen des „Single undertaking“ verhandelt wird, so kommt es dennoch in Hong Kong noch einmal auf die Agenda. Am 30. August 2003 war ein Kompromiß gefunden worden, der es Länder im Rahmen einer Ausnahmeregelung erlaubt, billigere Generika auf der Basis von Zwangslizenzen einzuführen, wenn sie selbst nicht zu der Generikaproduktion in der Lage sind. Bisher hat kein einziges Land davon Gebrauch gemacht. Ärzte ohne Grenzen beurteilt die Anwendung des Kompromisses als kompliziert und ungeeignet, eine ökonomisch tragfähige Generikaindustrie in Entwicklungsländern zu fördern.

Kern der endlosen Debatte ist die strittige rechtliche Bewertung und der Umgang mit dem Text des Kompromisses. Ein Teil des Textes, der vom Vorsitzenden des Verhandlungsausschusses geschrieben wurde („Chairman-Text“) soll zwar vordergründig den Mißbrauch vermeiden, stellt aber im Endeffekt schlicht einen Kniefall vor den Arzneimittelherstellern in den USA dar. Die Fronten zwischen Unterstützern (u.a. Argentinien, Indien, Brasilien, Philippinen) und Nicht-Unterstützern (u.a. EU, USA) des Afrikanischen Vorschlags (IP/C/W/437) sind nach wie vor verhärtet. Erstere wollen den Inhalt des „Chairman-Text“ nicht im Trips-Abkommen verankern, letztere dagegen schon. Brasilien und Malaysia machten deutlich, dass kein Zeitdruck mit Blick auf Hong Kong bestehe und man sich lieber auf den Inhalt und die Qualität der Änderung des TRIPs-Abkommens konzentrieren solle.

Handel, Verschuldung und Finanzen 

Auf der Grundlage des Doha Mandates wurde eine Arbeitsgruppe zu Handel, Schulden und Finanzen (WGTDF) eingerichtet. Das Mandat schließt ebenfalls die Untersuchung von möglichen Empfeh​lungen für weitere Schritte innerhalb des Mandats und der Kompetenz der WTO mit ein, damit das multilaterale Handelssystems besser zu einer nachhaltigen Lösung des Problems der externen Verschuldung beitragen kann. Inhalte der Diskussion bildeten u.a. der mögliche Beitrag eines verbes​serten Marktzugangs im Norden zur Verbesserung der Zahlungsfähigkeit der Entwicklungsländer, die Frage der sich verschlechternden Terms of Trade, die Beibehaltung offener Märkte weltweit in Zeiten finanzieller Krisen, die Beziehung zwischen der Arbeit von IWF und Weltbank zur Stärkung finanzieller Systeme und den Verhandlungen bei der WTO über Finanzdienstleistungen.

Bis Mitte 2003 hatten die Gespräche nur einen analytischen oder gar theoretischen Charakter. Daran hat sich bis jetzt nichts geändert. Während die Industrieländer kurz vor Cancún das Mandat noch auslaufen lassen wollten, sind die Diskussionen statt dessen auf niedriger Flamme weitergeführt worden ohne jedoch zu konkreten Ergebnissen gekommen zu sein. So wird in Hong Kong mit aller Wahrscheinlichkeit das Mandat nur erneuert und nicht ausgeweitet oder verstärkt werden. Der Vorschlag Argentiniens, einen ständigen Ausschuss zu Handel, Verschuldung und Finanzen in der WTO einzurichten, wurde von den USA und anderen Industrieländern abgelehnt.

Handel und Transfer von Technologie

Auf der Grundlage der Doha Erklärung wurde eine Arbeitsgruppe zu Handel und Technologietransfer (WGTTT) eingerichtet, die die Beziehungen zwischen Handel und dem für Entwicklungsländer wich​tigen Thema des Technologietransfer untersuchen soll. Für die Empfehlungen hatten Kuba, Indien, Indonesien, Kenia, Pakistan, Tansania und Zimbabwe konkrete Vorschläge gemacht. Ihrer Meinung nach sollten folgende Empfehlungen von der Ministerkonferenz in Cancún verabschiedet werden:

(1) Identifizierung der Bestimmungen in WTO-Abkommen, welche den Technologietransfer in Entwicklungsländern behindert und wie Abhilfe geschaffen werden kann. 

(2) Überprüfung der restriktiven Praktiken von multinationalen Unternehmen im Bereich des Technologietransfers und wie diese eingeschränkt werden können.

(3) Überprüfung der Auswirkungen von Zollspitzen und Zolleskalation in Industrieländern auf Technologietransfer und wie diese negativen Auswirkungen angegangen werden können.

(4) Überprüfung der Probleme von Entwicklungsländern bei der Umsetzung der Standards, die aus der mangelnden Verfügbarkeit von entsprechen Technologien resultieren und von verschiedenen Abkommen gesetzt werden. Diskutiert wurde dabei u.a. die Praktikabilität eines Frühwarnsystems.

(5) Überprüfung der Notwendigkeit von international vereinbarten Disziplinen in Bezug auf Technologietransfer mit dem Ziel, Handel und Entwicklung zu fördern und Entwicklung von Empfehlungen. 
Die Kompetenz der Arbeitsgruppe, konkrete Empfehlungen zu erarbeiten, wurde jedoch von den Industrieländern immer wieder in Frage gestellt. Dieses „Entwicklungs“-Thema ist genauso wenig für sie von Interesse wie das Thema Handel, Verschuldung und Finanzen. Deswegen wollten die Industrieländer auch hier die Arbeit in Cancún einstellen. Doch die Arbeit ging ebenso auf Sparflamme weiter jedoch ohne zu konkreten Ergebnissen zu kommen. Nun soll auch dieses Thema passenderweise für das „Entwicklungspaket“ von Lamy wieder aus der Versenkung geholt werden.

Review des Streitschlichtungsmechanismus (DSU)

In den Abschlussdokumenten der Uruguay-Runde steht geschrieben, dass die Regeln und Verfahren des DSU bis Ende 1998 einer vollständigen Überprüfung unterzogen werden sollen. Angesichts von mangelnden Fortschritten wurde das Verhandlungsmandat im Rahmen der Doha-Erklärung auf eine „Verbesserung und Klärung“ des bestehenden DSU beschränkt. Zur Diskussion stehen u.a. folgende Punkte: Verkürzung der Dauer des Panel- und Berufungsverfahrens, Einführung eines „ständigen“ Streitschlichtungsgremiums ja oder nein, die Möglichkeit einer aktiveren Teilnahme von Drittbeteilig​ten im Schiedsverfahren und ihre bessere Informierung über das Verhandlungsgeschehen sowie Fragen zur transparenteren Gestaltung des Verfahrens.

Die Verhandlungen sind bei einem Verhandlungstreffen am 24. Oktober praktisch auf Eis gelegt worden. Entwicklungsländer verwiesen darauf, dass die Verhandlungen bei Landwirtschaft, Industriegütern und Dienstleistungen ihre volle Aufmerksamkeit erfordern und sie deswegen für eine Wieder​aufnahme der DSU-Verhandlungen nach Hong Kong plädierten. Letztendlich wird für Hong Kong nur eine Beschreibung des Verhandlungsstandes vom Vorsitzenden Spencer aus Australien erwartet. Das DSU fällt aber ohnehin nicht unter das „single undertaking“.

Probleme der kleinen Volkswirtschaften („Small economies“)

Das Doha-Mandat besagt hier, dass relevante Fragen bzgl. Handel und „Small economies“ untersucht werden sollen mit dem Ziel, ihre volle Integration im multilateralen Handelssystem sicherzustellen, wobei ausdrücklich betont wird, dass keine neue Unterkategorie von Entwicklungsländern geschaffen werden soll. Dieses Verhandlungsthema ist beim Ausschuß für Handel und Entwicklung (CTD) angesiedelt. Ähnlich wie die anderen „soft“ Themen, kamen die Diskussionen lange Zeit nicht voran. Schließlich hat eine Gruppe von 21 Entwicklungsländern am 17. Oktober einen Verfahrensvorschlag gemacht, der etwas Dynamik in die stockenden Gespräche gebracht hat. Er sieht vor, spezifische Vorschläge zu Landwirtschaft, NAMA und Fischereisubventionen in den entsprechenden Verhandlungen einzubringen und dem CTD dazu eine Monitoring-Rolle zu übertragen. Die EU, USA, China, Indien und Brasilien äußerten vorsichtige Unterstützung. In Hong Kong ist nichts außer einer Erneuerung des Mandates zu erwarten.

WTO Regeln: Fischerei, Anti-Dumping, Regionale Handelsabkommen (RTAs)

Das Verhandlungsmandat sieht eine Klärung und Verbesserung der Regeln des Art. VI GATT 1994 (Anti-Dumping) und des Subventionsabkommens sowie der Regeln bei Fischereisubventionen und regionalen Handels​abkommen vor. Die Verhandlungen kommen nur langsam voran. Die Ergebnisse dieser Verhand​lungen werden stark von jenen im Bereich Landwirtschaft und NAMA abhängig gemacht. Die Diskussionen sind z.T. sehr technisch. Die Erwartungen mit Blick auf Hong Kong sind derzeit noch nicht formuliert.

Anti-Dumping: Ein Land kann auf Anti-Dumping-Abkommen zurückgreifen, wenn Dumping von Unternehmen ausgeht und es nachgewiesenermaßen im Importland zu einer Schädigung von Wirtschaftssektoren gekommen ist. Die Logik, auf der die Anwendung von Antidumpingzöllen beruht, ist, dass eigentlich wettbewerbsfähige Produzenten aufgrund unfairen Wettbewerbs nicht vom Markt verdrängt werden sollten. Damit sollte ebenso verhindert werden, dass Unternehmen mittels Dumping eine marktbeherrschende Position erlangen. Doch trotz der steigenden Anwendung von Anti-Dumpingmaßnahmen seitens der Entwicklungsländer bleiben sie hauptsächlich Opfer dieser Maßnahmen. Von den 1229 in den ersten fünf Jahren (1995-99) initiierten Antidumpingverfahren richteten sich 66% gegen Entwicklungsländer. Bei den Verhandlungen zu Anti-Dumping geht es jetzt darum, wie der Missbrauch minimiert werden kann bzw. wie die Beweisführung für die eingetretene Schädigung im Importland klarer durch Regeln festgelegt werden kann.

Fischereisubventionen: Bei den Fischereisubventionen geht es u.a. um die Frage, wie Subventionen gestaltet werden können, so dass sie keine Anreize zur weiteren Überfischung bieten. Zudem werden auch in diesem Kontext Ausnahmeregelungen für Entwicklungsländer diskutiert. Gemäß WWF ist auf jeden Fall ein Rückschritt hinter bereits Erreichtem zu verhindern, nämlich die Anerkennung der schädigenden Auswirkungen von Fischereisubventionen und die Notwendigkeit von strengeren Regeln in der WTO. Insgesamt ist es aber fraglich, ob dieses Thema angesichts des starken Widerstands insbes. von Japan, Südkorea und Taiwan überhaupt auf den Verhandlungstisch in Hong Kong kommt.

Regionale Abkommen: Mit der Gründung der WTO ist die Zahl der verabschiedeten Regionalab​kommen exponentiell gestiegen. Die Regionalabkommen müssen konform mit der WTO, sprich mit dem Artikel 24 GATT sein. Dieser Artikel besagt, dass in Freihandelsabkommen Zölle und beschränkende Handelsvorschriften für „annähernd den gesamten Handel“ beseitigt werden müssen. Im Rahmen der Verhandlungen soll jetzt u.a. geklärt werden, was „für annähernd den gesamten Handel“ heißt und ob es Ausnahmeregelungen für Entwicklungsländer geben soll.

Ausschuss Handel & Umwelt (CTE)

Das Doha-Mandat sieht eine Klärung des Verhältnisses zwischen multilateralen Umweltabkommen (MEAs) und den Handelsregeln der WTO und eine Liberalisierung bei Umweltgütern und –dienstleistungen vor. Zudem soll das CTE gemäß §51 Umweltaspekte der laufenden Handelsrunde identifizieren, die zur Erreichung des Ziels der nachhaltigen Entwicklung beitragen können. Was die Klärung des Verhältnisses zu MEAs angeht, wird von Umweltverbänden ihre Klärung außerhalb der WTO gefordert.
 Hauptthema und Streitpunkt ist seit langem die Festlegung des Verhandlungs​ansatzes für eine Liberalisierung bei Umweltgütern. Während im Oktober noch eine Entscheidung über den Verhandlungsansatz in Hongkong denkbar schien, ist jetzt klar, dass Umwelt und Umweltgüter keine Rolle in Hongkong spielen werden.

Handelserleichterung (TF)

Als einziges der sog. „neuen Themen“
 hat die Handelserleichterung im Juli 2004 Eingang in die Verhandlungsagenda und das „single undertaking“ gefunden. Bei der Handelserleichterung geht es um die Frage, wie die Zollverfahren vereinfacht und aus Sicht der Unternehmen schneller und kosteneffizienter gestaltet werden können. Es ist eines der wenigen Themen, bei denen die Verhandlungen gut vorankommen. Beim Verhandlungstreffen Anfang Oktober wurde eine Übersicht aller Vorschläge diskutiert. Kritisch wurden insbesondere jene Vorschläge gesehen, die bestehende nationale Gesetzgebungen wie z.B. die Kompetenz des Parlamentes betreffen oder die Auswirkungen auf die Einnahmen aus den Zollabgaben haben. Mit Blick auf Hong Kong wäre eine Übereinkunft über das Tempo und den Umfang der Verhandlungen und die Bestimmungen zur technischen Unterstützung notwendig. Doch bis jetzt besteht darüber noch keine Einigung. Mit der Erarbeitung eines ersten Modalitätenpapiers wird nach derzeitiger Einschätzung wahrscheinlich Anfang 2006 begonnen.

Implementierungsfragen und Sonder- und Vorzugsbehandlung

Die Verhandlungen zu Implementierungsfragen behandeln all jene Vorschläge, die bestehende Schwierigkeiten bei der Umsetzung der Uruguay-Abkommen ausräumen sollen. Die Fortschritte bei den Verhandlungen sind bis her enttäuschend. Lamy hat beim Treffen des Verhandlungsausschusses die Mitglieder informiert, dass er im Rahmen des Mandates, dass der Generaldirektor vom Allgemeinen Rat im Juli 2004 und erneut im Juli 2005 erhalten hat, einen Konsultationsprozess einleiten wird über alle ausstehenden Implementierungsfragen. Bisher gibt es keine Informationen darüber, welche Inhalte Bestandteil dieser Konsultation sind und damit möglicherweise auf die Agenda in Hongkong kommen. 

Bei der Sonder- und Vorzugsbehandlung geht es um die Einführung von neuen Sonderregeln, die in den verschiedenen Abkommen sicherstellen sollen, dass dem Entwicklungsstand und den Bedürfnissen von Entwicklungsländern Rechnung getragen wird. Der Vorsitzende des Ausschusses hatte vor Cancún in einem Papier die 88 eingebrachten Vorschläge zusammengefasst und in 3 Gruppen kategorisiert: 1) 38 Vorschläge, bei denen weitestgehend Einigkeit besteht (14) oder bald erreicht werden könnte (26); 2) 38 Vorschläge, die z.T. auch in den spezifischen Verhandlungen wie Landwirtschaft, NAMA und GATS verhandelt werden; 3) 12 Vorschläge, bei denen eine Einigung sich am schwierigsten gestaltet. Bis Juli gab es keine Fortschritte, da die Industrieländer immer wieder darauf drängten, zuerst verschiedene Kategorien von Entwicklungsländern zu entwickeln. Die Entwicklungsländer wiederum lehnten dies als Block kategorisch ab. Von den 88 zu Anfang des Verhandlungsprozesses eingebrachten Vorschläge sollen nun 5 LDC-Vorschläge und 14 Vorschläge der Afrikanischen Union bis Hong Kong behandelt werden. Am 12. Oktober haben diese im CTD jedoch um mehr Zeit für die Überarbeitung der Vorschläge gebeten.

Die LDCs selbst haben in der „Livingstone Erklärung“ vom Juni 2005 eine ganze Reihe von Forderungen aufgestellt, darunter u.a. eine bindende Verpflichtung für einen zoll- und quotenfreien Marktzugang für alle Produkte, ein voller Marktzugang bei GATS insbes. bei Mode 4 für Anbieter von weniger professionellen Dienstleistungen, eine komplette Ausnahme von allen Reduktionsver​pflichtungen, eine Stärkung bestehender Präferenzsysteme, eine schnelle Umsetzung bei Baumwolle und bei der Marrakesh Entscheidung, Flexibilität bei der Festlegung von NAMA-Zollbindungen, SSM in der Landwirtschaft und eine schnelle Regelung zur Lösung des Preisverfalls bei Rohstoffen.

Zudem hat Zambia als Sprecher der LDCs am 21. Oktober einen Vorschlag beim TRIPs-Rat eingereicht, in dem die LDCs eine Verlängerung des Übergangszeitraums für die Umsetzung der TRIPs-Verpflichtungen für weitere 15 Jahre fordern. Am 29 November 2005 haben die Mitglieder der WTO den LDCs eine Verlängerung des Übergangszeitraums bis 1. Juli 2013, also um weitere 7,5 Jahre, zugestanden.

Das „Entwicklungspaket“ in Hongkong

Für Hongkong wird vom Generaldirektor Lamy ein Entwicklungspaket angekündigt. Dieses „kleine“ Entwicklungspaket soll Themen enthalten wie LDCs, EBA, „aid for trade“, Trips & Gesundheit“. „Aid for trade“ wird finanzielle Zusagen von Industrieländern beinhalten. Mit diesen Geldern sollen dann negative Auswirkungen (z.B. Präferenzerosion), bestehende Angebotsprobleme und die Kosten der Umsetzung kompensiert werden. Es ist jedoch fraglich, ob überhaupt „neue“ Entwicklungshilfe​gelder angeboten werden. Zudem ist offensichtlich, dass dies „kleine“ Entwicklungspaket als „Trostpflaster“ insbesondere für die „Liberalisierungsverlierer“ (LDCs, AKP, Afrikanische Union) gedacht ist, um ihnen die Zustimmung in den wichtigen Verhandlungsbereichen Landwirtschaft, Industriegüter und Dienstleistungen abzuringen. Das „große“ Entwicklungspaket, Regelungen im Bereich NAMA, Landwirtschaft und Dienstleistungen, ist de facto ein „Anti-Entwicklungspaket“. Bestehende Prinzipien, wie der Grundsatz „weniger als volle Reziprozität“ und das Freiwilligkeits​prinzip bei GATS werden bei diesen Verhandlungen verletzt. Somit sind die ganzen Entwicklungs​formulierungen mehrheitlich nach wie vor nichts als „heiße Luft“.
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� � HYPERLINK http://www.foeeurope.org/publications/2005/alternatives_wto.pdf ��http://www.foeeurope.org/publications/2005/alternatives_wto.pdf� 


� Die „neuen Themen“ sind: Investitionen, Wettbewerb, öffentliches Beschaffungswesen und Handelserleich�terung.





